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Solidarität

Israel habe den Palästinenser:innen den 
„totalen Krieg“ erklärt, so wird Nabil 
Abu Rudeineh, stellvertretender Premi-

erminister der palästinensischen Regie-
rung, in einem Artikel der taz zitiert. Einge-
ordnet oder kritisiert wird diese Aussage, 
die unmittelbare Assoziationen zur Sport-
palastrede von Joseph Goebbels aufruft, 
nicht. In der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung (FAZ) ist zu lesen, dem Zionismus sei 
es „stets im Kern um Land und Menschen – 
mit anderen Worten also um Blut und Bo-
den“ gegangen. Dem Zionismus wird hier 
unterstellt, Elemente der nationalsozialis-
tischen Ideologie zu teilen. Anlässlich ei-
ner Razzia in Dschenin ist in einem Spiegel 
Online-Artikel die Rede von „israelische[n] 
Sonderkommandos“, die „in palästinen-
sische Städte eingedrungen sind […]. Es 
entsteht dabei wiederholt der Eindruck, 
dass die Soldaten Zivilisten bisweilen 
absichtlich angreifen – oder zivile Opfer 
ohne Rücksicht in Kauf nehmen“, so der 
Beitrag. Schwer wiegt hier zum einen der 
dämonisierende Vorwurf, die israelische 
Armee greife absichtlich Zivilist:innen an 
und nähme ihren Tod gleichgültig hin. 
Zum anderen wird ebenso wie in den 
erstgenannten Artikeln eine sprachliche 
Analogie zwischen dem demokratischen, 
jüdischen Staat bzw. dem Zionismus und 
dem nationalsozialistischen Regime ge-
zogen – eine klassische Form antisemiti-
scher Täter-Opfer-Umkehr. Denn mit dem 
Begriff „Sonderkommando“ wurden u. a. 
Teile der nationalsozialistischen Einsatz-
gruppen der Sicherheitspolizei und des 
Sicherheitsdienstes (SD) bezeichnet, die 
entscheidend an der Durchführung von 
Shoah und Porajmos (Völkermord an den 
Sinti und Roma) beteiligt waren.

Die Beispiele – allesamt aus diesem 
Jahr  – zeigen, wie verbreitet Antisemitis-
mus weiterhin im medialen Diskurs ist. 
Denn Zuschreibungen dieser Art finden 
sich in zahlreichen deutschen Medien – 
unabhängig von ihrer Blattlinie. Derart 
drastische Darstellungen, wie die oben 
genannten, sind zwar vergleichsweise 
selten, verzerrte Berichte zuungunsten 

Israels jedoch häufig anzutreffen. Artikel 
nehmen immer wieder einseitige Pers-
pektiven ein. Ereignisse werden oft nicht 
hinreichend kontextualisiert oder histo-
risch eingeordnet. In Einzelfällen kommt 
es zu faktischen Fehlern, teilweise werden 
antisemitische Stereotype reproduziert 
und auf Israel übertragen. Diese und 
weitere problematische Aspekte der Isra-
elberichterstattung deutscher Print- und 
Onlinemedien untersuchen wir derzeit 
in einem Forschungsprojekt am Berliner 
Tikvah Institut. Noch Ende dieses Jahres 
soll eine qualitative Fallstudie zu diesem 
Thema erscheinen. An dieser Stelle wer-
fen wir bereits einige Schlaglichter auf 
wiederkehrende Phänomene, die wir in 
der Fallstudie ausführlich erläutern wer-
den.

Wie jede Berichterstattung unterliegt 
auch jene über Israel gewissen Schwan-
kungen, bestimmte problematische As-
pekte bleiben jedoch weitgehend kon
stant. Dies war etwa anlässlich des Terrors 
der Hamas gegen israelische Zivilist:innen 
Anfang Oktober zu beobachten: Während 
die Artikel noch wenige Tage zuvor meist 
zuungunsten Israels ausfielen, änderte 
sich dies mit dem Terrorangriff. Täter und 
Opfer wurden anfänglich klar benannt 
und Solidarität mit dem jüdischen Staat 
bekundet – zumindest, solange er wehr-
los schien. Bereits wenige Tage später 
wurde die israelische Reaktion auf den 
Terror in Print- und Onlinemedien nahe
zu einhellig verurteilt und Israel der 
Unverhältnismäßigkeit bezichtigt – ein 
Vorwurf, der schon in der medialen Be-
richterstattung zur Zweiten Intifada weit 
verbreitet war.

Auch in der Gegenüberstellung von Opfer
zahlen scheint der Vorwurf solcher Un-
verhältnismäßigkeit immer wieder durch. 
Formulierungen, wie die folgende von 
Spiegel Online, finden sich häufig: „Seit 
Beginn des Jahres kamen 25 Menschen 
bei Anschlägen von Palästinensern ums 
Leben. Im gleichen Zeitraum wurden 163 
Palästinenser bei gewaltsamen Zusam-

menstößen, israelischen Militäreinsätzen 
oder bei eigenen Anschlägen getötet.“ Un-
klar bleibt, wer für die Toten auf der paläs-
tinensischen Seite verantwortlich ist. Klar 
scheint nur: Die palästinensische Seite hat 
eine vielfache Anzahl an Opfern zu bekla-
gen. Durch die ausschließliche Nennung 
des israelischen Militärs, wird dessen 
vorrangige Verantwortung für die hohen 
Opferzahlen zumindest nahegelegt. Ein 
generelles Problem derartiger Gegen-
überstellungen besteht darüber hinaus in 
der fehlenden Differenzierung zwischen 
Kombattant:innen, Attentäter:innen und 
zivilen Opfern: Der Informationswert ist 
damit prinzipiell gering. Zudem wird auf 
die Tatsache, dass die Terrororganisation 
Hamas die palästinensische Zivilbevölke-
rung als menschlichen Schutzschild nutzt, 
während das israelische Militär versucht, 
zivile Opfer auf eigener und palästinen-
sischer Seite zu minimieren, in diesem 
Zusammenhang nur äußerst selten hin-
gewiesen.

Auffällig ist des Weiteren die häufige An-
gabe des Alters bei palästinensischen Op-
fern, insbesondere wenn diese jung sind. 
Denn das Alter israelischer Opfer wird 
im Gegensatz dazu nur sehr selten ange-
geben. Ob die jungen palästinensischen 
Opfer selbst an Kampfhandlungen oder 
Attentaten beteiligt waren, was immer 
wieder vorkommt, wird in den Artikeln nur 
in Einzelfällen erwähnt. Und dies obwohl 
bekannt ist, dass die Terrororganisationen 
Hamas und Islamischer Dschihad bereits 
Kinder in militärischen Sommerlagern 
indoktrinieren und ausbilden. An die 
häufige Betonung des jungen Alters der 
Opfer kann das antisemitische Narrativ 
vom „Kindermörder Israel“ mühelos an-
knüpfen, das auf dem jahrhundertealten 
antijudaistischen Topos von „jüdischen 
Ritualmorden“ beruht.

Ein weiterer problematischer Aspekt der 
Israelberichterstattung, der immer wieder 
zu finden ist, sind irreführende Über-
schriften, die die Kausalität der Ereignisse 
verkehren. So heißt es etwa in der Über-
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An der Seite Israels

schrift eines Artikels aus der Frankfurter 
Rundschau (FR): „Israel greift Hisbollah im 
Libanon an“. Die Reaktion der Israelischen 
Verteidigungsstreitkräfte (IDF) auf den 
vorherigen Raketenbeschuss durch die 
Hisbollah wird so in einen israelischen 
Angriff verkehrt. Über die tatsächliche 
Ereignisabfolge klärt der Artikel erst spä-
ter auf. Wer nur Überschriften überfliegt, 
was Onlinemedien und Social Media 
potenziell noch begünstigen, hält Israel 
hier – entgegen der Tatsachen – für den 
Aggressor. 

Die Darstellung Israels als Aggressor und 
Unterdrücker ist generell häufig anzu-
treffen: Die Schuld am israelisch-palästi-
nensischen Konflikt, so wird suggeriert, 
trage ausschließlich der jüdische Staat. 
Wenn der israelischen Seite nicht die Al-
leinschuld zugeschrieben wird, so doch oft 
zumindest der bedeutende Teil. Selbst für 
das Handeln von Palästinenser:innen wird 
Israel wiederholt verantwortlich gemacht 
und jenen damit ihre Handlungsmacht 
abgesprochen. Folgt man der Argu-
mentation bestimmter Artikel, scheinen 
Palästinenser:innen keine handlungsfä-
higen Subjekte zu sein, so die rassistische 
Suggestion.

Bisweilen kommt es auch zu passivischen, 
relativierenden Formulierungen, wie in 
der folgenden Überschrift: „Auto fährt in 
Menschenmenge“ (tagesschau.de). Dass 
das Auto nicht von selbst gefahren ist, son-
dern aktiv gefahren wurde und der Fahrer 
außerdem Passant:innen mit einer Stich-
waffe angegriffen hat, bildet die Über-
schrift nicht ab und relativiert damit den 
Anschlagscharakter. Derartige Verharm-
losungen von Gewalt palästinensischer 
Terrorist:innen oder Kombattant:innen 
sind häufig zu finden. So werden jene 
etwa als „Widerstandskämpfer“ (Spiegel 
Online) oder „bewaffnete Anwohner“ 
(tagesschau.de) bezeichnet. Häufig ist 
auch schlicht von „Kämpfern“ (z.  B. Der 
Tagesspiegel, FAZ), „bewaffneten Palästi-
nensern“ (tagesschau.de) oder „militanten 
Palästinensern“ (z. B. Neue Zürcher Zei-
tung, Süddeutsche Zeitung, Handelsblatt) 
die Rede. Inhaltlich mögen die zuletzt 
genannten Formulierungen zwar nicht 
per se falsch sein, sie sind aber äußerst 
unpräzise. Insbesondere wenn es sich 
bei den beschriebenen Akteur:innen um 

Mitglieder terroristischer Organisationen 
handelt, zeichnen sie allerdings ein terror- 
und gewaltrelativierendes Bild.

Zugleich werden Teile der israelischen Re-
gierung sowie der Siedlerbewegung mit 
der rassistischen, antisemitischen und 
paramilitärischen Terrororganisation Ku-
Klux-Klan verglichen (z. B. Der Spiegel, FR, 
taz), die für tausende Morde verantwort-
lich ist – eine mindestens schiefe Analo-
gie. Bei der Beschreibung israelischer Ge-
walt kommt es außerdem immer wieder 
zu generischen Referenzen. Dann scheint 
es nicht die israelische Armee zu sein, 
die eine Razzia in Dschenin durchführ-
ten, sondern „Israel“ oder „die Israelis“. 
Militärische Reaktionen auf Raketenan-
griffe und Terroranschläge werden häufig 
als Akte von „Rache“ und „Vergeltung“ 
bezeichnet. In Einzelfällen, wie etwa in 
der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung 
(WAZ), wird in diesem Kontext auch die 
Phrase „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ 
bemüht. Nicht bloß wird ihre theologi-
sche Bedeutung – nämlich die Einführung 
das Rechtsprinzips der Verhältnismäßig-
keit – dabei in der Regel missinterpretiert, 
mehr noch kann das klassische antisemi-
tische Stereotyp „jüdischer Rachsucht“ an 
diese Formel anknüpfen. Dies gilt auch für 
Begriffe wie „Blutrache“ (SZ) und „Rache-
gelüste“ (Die Welt).

Eine sehr häufig verwendete Formulie-
rung ist die Metapher der „Gewaltspirale“ 
bzw. der „Spirale der Gewalt“ (z. B. FAZ, 
Zeit Online, ZDF heute) – wahlweise auch 
als „Eskalationsspirale“ (WAZ, taz), „Ge-
waltkarussell“ (FR), „Teufelskreis“ (WAZ) 
oder gar „Todesspirale“ (Kreiszeitung) be-
zeichnet, die sich im Nahen Osten immer 
schneller oder weiterdrehe. Dieses Bild 
impliziert eine Äquidistanz, nach der bei-
de Konfliktparteien gleichermaßen schul-
dig seien. In diesem Sinne werden Verlaut-
barungen der israelischen Streitkräfte und 
der Hamas häufig gleichberechtigt ange-
führt – und die demokratisch gewählte 
Regierung eines bürgerlichen Staates 
somit implizit mit islamistischen Terror-
organisationen auf eine Stufe gestellt. Im 
Falle des angeblichen israelischen Angriffs 
auf ein Krankenhaus in Gaza wurden 
Behauptungen der Hamas von zahl-
reichen Nachrichtenportalen ungeprüft 
übernommen. Erst Stunden bzw. Tage 

später wurde die Falschberichterstattung 
eingeräumt.

Interessant ist auch, auf welche histori-
schen Sachverhalte in der Berichterstat-
tung nur äußerst selten eingegangen 
wird: So ist es etwa üblich zu betonen, 
dass Israel das Westjordanland seit 1967 
besetzte und den Gazastreifen von 1967 
bis 2005 besetzt gehalten habe. Dass die 
Gebiete schon zuvor besetzt waren – und 
zwar von Ägypten und Jordanien – wird in 
der Regel nicht erwähnt.

Bezüglich der Verteilung zitierter Stimmen 
in den bisher untersuchten Artikeln ist auf-
fällig, dass insbesondere „israelkritische“ 
oder antizionistische Jüdinnen:Juden oder 
Israelis zitiert werden. Und zwar nicht nur 
dann, wenn israelische Politik kritisiert 
wird, sondern ebenso, wenn Kritik an An-
tisemitismus entkräftet werden soll. Auch 
andere Strategien der Abwehr von Anti-
semitismuskritik finden sich bisweilen: 
Antisemitismuskritische Stimmen werden 
delegitimiert, man stilisiert sich oder an-
dere zu Opfern angeblich unberechtigter 
„Antisemitismusvorwürfe“ (z. B. taz) oder 
imaginiert ein vermeintliches Tabu, Israel 
zu kritisieren. Dabei wird kaum ein Land so 
häufig kritisiert wie Israel und die Existenz 
eines Kritiktabus schon allein dadurch 
widerlegt, dass Behauptungen wie diese 
regelmäßig in großen Zeitungen erschei-
nen können.

Die Fülle an problematischen Aspekten, 
die wir hier kurz angeschnitten haben, 
macht deutlich, dass weitere Forschung 
zu diesen Phänomenen dringend nötig 
ist. Wir planen deshalb, im kommenden 
Jahr eine repräsentative Studie zur Isra-
elberichterstattung in deutschen Print- 
und Onlinemedien durchzuführen, die 
auch Aussagen über die Häufigkeit der 
Phänomene zulässt. Auf der Grundlage 
der Ergebnisse beider Studien sollen 
schließlich Bildungs- und Reflexionsver-
anstaltungen für Journalist:innen und 
Multiplikator:innen im Medienbereich 
angeboten werden, in denen diese sensi-
bilisiert und für den kritischen Umgang 
mit israelbezogenem Antisemitismus ge-
schult werden.
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